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DPJ, ihren Mangel an Regierungser-
fahrung wettzumachen, indem sie ge-
genüber der skandalträchtigen Regie-
rungspartei ihr Image als „Anti-Filz-
Partei“ ausspielt. Dabei scheint die Zeit 
für die DPJ günstig. Nachdem die Partei 
bereits das Oberhaus kontrolliert, eröff-
nen ihr die aktuelle Krise und die ge-
ringe Popularität von Ministerpräsident 
Aso Taro zum ersten Mal die Chance, 
auch im Unterhaus stärkste Fraktion zu 
werden. 

Dennoch bleibt festzuhalten, dass 
auch die DPJ im Falle ihres Wahlsieges 
kaum vom neoliberalen Paradigma ab-
weichen wird. Dafür sprechen zum ei-
nen die personellen Kontinuitäten; ein 
großer Teil des DPJ-Personals stammt 
aus der LDP. Zum anderen bestehen 

gerade hinsichtlich der Wirtschaftspoli-
tik grundlegende Übereinstimmungen 
zwischen den beiden Parteien. Hinzu 
kommt, dass diejenigen Parteien, die 
diesen Kurs grundsätzlich in Frage stel-
len, wie die Kommunistische Partei Ja-
pans (KPJ), im Parlament nur mit klei-
nen Fraktionen vertreten sind und des-
halb vergleichsweise wenig Druck auf 
die Regierung ausüben können.

Insofern spricht – durchaus unab-
hängig vom Wahlausgang – alles da-
für, dass Japan seinen wirtschaftspoliti-
schen Kurs fortsetzen wird. Ob aber das 
Festhalten am Neoliberalismus, garniert 
mit keynesianischen Antikrisenpro-
grammen, ausreichen wird, diese Wirt-
schaftskrise hinter sich zu lassen, darf 
mit Fug und Recht bezweifelt werden.

In unregelmäßigen Abständen über-
mannt er deutsche Professoren – der 
unheimliche Drang nach „Revolution“. 
2002 wurde der Historiker Arnulf Ba-
ring davon gepackt. Er rief in der FAZ 
vom 19. November auf zum letzten Ge-
fecht: „Bürger, auf die Barrikaden!“

Im Unterschied zu den unregelmäßi-
gen Abständen, in denen für eine „Revo-
lution“ getrommelt wird, gleichen sich 
die Gründe für den Alarm wie ein Ei 
dem anderen. Baring trommelte für 
„mehr Wettbewerb“ und „die Wieder-
belebung der Selbstständigkeit und Ei-
genverantwortung“, für den „massen-
haften Steuerboykott“ und natürlich 
gegen die Gewerkschaften und den 
Sozialstaat. Neu ist das marktradikal 
grundierte Kampfprogramm beileibe 
nicht. Seit Mitte der 70er Jahre tobt, wie 
der katholische Theologe Friedhelm 

Hengsbach feststellte, „ein dreißigjäh-
riger Feldzug gegen den Sozialstaat.“

Und jetzt kommt der mediale Zam-
pano Peter Sloterdijk mit seinem Aufruf 
zur „Revolution der gebenden Hand“, 
genauer: zum „fiskalischen Bürger-
krieg“ (FAZ vom 10.6.2009). Er leitet 
seine These von Rousseau her. Der er-
klärte 1755 die Entstehung von Eigen-
tum und Staat damit, dass jemand Land 
einzäune und für sich allein beanspru-
che. Eigentum entsteht also nach Rous-
seau durch Diebstahl. Den Diebstahl 
der vielen legitimieren später staatliche 
Rechtstitel, und der Staat lässt sich die-
sen Schutz mit Steuern entgelten.

Wie immer bei Rousseau ist das Gan-
ze nicht ganz falsch, aber viel zu holz-
schnittartig. Anders als der Lautspre-
cher Sloterdijk behauptet, haben sich 
aufgeklärte Linke diese primitive Lego-

Rudolf Walther

Sloterdijk macht den Westerwelle
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steinchentheorie über den Zusammen-
hang von Gewalt, Eigentum und Staat 
nie zu eigen gemacht. Marx hat die 
Entstehung von adligem Großgrundbe-
sitz in England in seinem Kapitel über 
die „ursprüngliche Akkumulation“ als 
Akt der Enteignung von kollektivem 
Landbesitz („Allmenden“) im Detail 
dargestellt. Der Historiker Charles Tilly 
entdeckte in seinen Studien zur Entste-
hung der frühneuzeitlichen Staatlich-
keit aus den mittelalterlichen Personen-
standsverbänden als Kern die Entwaff-
nung der Bürger und die schrittweise 
Monopolisierung der Gewalt durch den 
Adel oder eine andere Oligarchie. Die 
Entstehung des modernen Privateigen-
tums wie jene der modernen Staaten 
beruht auf komplizierten wirtschaftli-
chen, sozialen und politischen Prozes-
sen. An deren Ende steht nach etwa 
drei Jahrhunderten die moderne Staat-
lichkeit – mit Gewaltmonopol, Steuer-
einziehung, Militär, Polizei, Verwaltung 
und ein paar Bildungsinstitutionen zum 
allgemeinen Trost. 

Sloterdijk vergröbert diese komple-
xen historischen Prozesse, indem er 
Staatsmacht auf „Steuermacht“ redu-
ziert. Das ist die Perspektive des libe-
ralen Spießbürgertums, das auf Steuer-
ersparnis aus ist und sonst gar nichts. 
Der intellektuell ernst zu nehmende 
politische Liberalismus folgte dagegen 
dem Grundsatz „no taxation without 
representation“, das heißt: Steuern nur 
gegen politische Mitspracherechte. Die 
Reduktion von Staatsmacht auf „Steuer-
macht“ ist, historisch gesehen, eine 
schnellfingerige Improvisation, von der 
sich allenfalls Ignoranten und Schirr-
machers intellektueller Boulevard be-
eindrucken lassen. Obendrein ist es 
eine Verharmlosung von Staatsmacht. 
Hätten Staaten nur die Steuermacht 
usurpiert und nicht Verbrechen in ganz 
anderen Dimensionen zu verantwor-
ten, könnte man Staaten schuldlose 
Kinder nennen. Sloterdijk simplifiziert 
Staatsmacht als „Steuermacht“, weil er 
die Einkommensteuer in neoliberaler 
Manier als Zwillingsschwester von Ent-

eignung betrachtet und als professo-
raler Steuerzahler gegen den „steuer-
staatlich zugreifenden Semi-Sozialis-
mus“ und die „Staats-Kleptokratie“ 
poltern will – wie seine Brüder Guido 
Westerwelle, Meinhard Miegel, Hans-
Olaf Henkel, Hans-Werner Sinn e tut-
ti quanti. Sloterdijk sieht sich als Mit-
glied „einer Handvoll von Leistungs-
trägern“, die „die Hälfte des nationa-
len Einkommensteuerbudgets bestrei-
tet“, und übersieht mit der ihm eigenen 
Oberflächlichkeit, dass es noch ein paar 
andere Steuern gibt – insbesondere 
die Mehrwertsteuer, die die niedrige-
ren Einkommen stärker belastet als die 
höheren. Mit der rigorosen Blickveren-
gung, wie sie der Partei der Besserver-
dienenden zur zweiten Natur gewor-
den ist, erklärt Sloterdijk die „Handvoll 
Leistungsträger“ zu den „Produktiven“ 
und den großen Rest zu „Unprodukti-
ven“, die „mittelbar auf Kosten der Pro-
duktiven“ leben.

Mit seiner Forderung nach „Abschaf-
fung der Zwangssteuern“ gelangt Slo-
terdijk an einen Punkt, an dem es inter-
essant wird. Der Ausdruck „Zwangs-
steuern“ übersetzt ja nur den ADAC-
FDP-Staubürgerslogan „Freie Fahrt für 
freie Bürger“ in die Steuerpolitik. Als 
Rektor der „Staatlichen Hochschule für 
Gestaltung“ in Karlsruhe wird Sloter-
dijk staatlich alimentiert. Das Lustigs-
te an den professoralen Steuerrevoluz-
zern ist, dass sie von dem leben, was sie 
abschaffen wollen – von Steuergeldern. 
Und zwar ohne je in eine Rentenkasse 
einzahlen zu müssen wie die „Unpro-
duktiven“. Sloterdijk will „Zwangs-
steuern“ umwandeln in „Geschenke 
an die Allgemeinheit“. Diesem Wunsch 
des „Revolutionärs“ sollte sich der ba-
den-württembergische Finanzminister 
nicht verschließen, Sloterdijk sofort sei-
ne Steuern schenken und ihn ab nächs-
tem Monat auf „Geschenke“ der FDP-
Wählerschaft warten lassen, am Karls-
ruher Hauptbahnhof. Oder sollte man 
Sloterdijk gleich eine Wette auf „die 
Revolution der gebenden Hand“ der 
Besserverdienenden anbieten?
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